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Vorwort

Bislang gibt es vereinzelt Studien-, Hand- und Lehrbücher zum Energierecht, die Be­
zug auf Gerichtsentscheidungen und Beispielfälle nehmen, aber kein Werk, das das 
Studium des Energierechts vorwiegend auf deren Grundlage ermöglicht. Diese Lücke 
im Angebot rechtswissenschaftlicher Literatur soll das vorliegende Fallbuch schließen, 
indem es sich der komplexen Materie des Energierechts anhand von überwiegend auf 
realen Gerichtsverfahren beruhenden Sachverhalten nähert.

Das Buch umfasst 20 Fälle zum Energierecht. Es vermittelt die wesentlichen energie­
rechtlichen Fragestellungen anhand eines Dreischritts: 1.) Zunächst wird ein auf einer 
gerichtlichen Entscheidung aufbauender Sachverhalt geschildert. 2.) Darauf folgt eine 
Fallfrage und die Lösung im Gutachtenstil, regelmäßig einschließlich Rechtsweg, Zu­
lässigkeit und Begründetheit des Rechtsbehelfs. 3.) Letztlich schließen eine Anmerkung 
und ergänzende Hinweise die jeweilige Thematik ab und zeigen weitere Vertiefungs­
möglichkeiten auf. Durch diese soll das Fallbuch nicht nur Interesse an einer Lektüre 
bei Studierenden, Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendaren, sondern auch bei 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern sowie bei Praktikerinnen und Praktikern 
des Energierechts wecken. Die vorangestellte Einführung ermöglicht ein erstes grundle­
gendes Verständnis für das Energierecht.

Mein besonderer Dank gilt meinem akademischen Lehrer Herrn Prof. Dr. Torsten 
Körber, LL.M. (Berkeley), an dessen Institut für Energiewirtschaftsrecht der Universi­
tät zu Köln (EWIR) dieses Fallbuch während meiner Tätigkeit als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter entstanden ist und der sich bereit erklärt hat, ein Grußwort beizusteuern. 
Den studentischen Hilfskräften des EWIR Julius Faust, Jasmin Fobker, Chiara Franck, 
Lukas Kersting und Sonja Kurth danke ich für die Durchsicht des Manuskripts. Über 
Hinweise und Anregungen an die E-Mail-Adresse mail@max-baumgart.de freue ich 
mich jederzeit.

Die Beiträge zu diesem Buch sind 2021 entstanden und Anfang 2022 im Druckfah­
nenstadium aktualisiert worden. Die weltpolitische Lage hat sich in den Wochen vor 
dem In-Druck-Geben des Werkes drastisch verändert und führt zu energiepolitischen 
Fragen insbesondere in Bezug auf die Abhängigkeit der deutschen Wirtschaft von rus­
sischen Erdgasimporten. Auch in diesem Zusammenhang zeigt sich die Notwendigkeit 
vertiefter Kenntnisse des deutschen, europäischen und internationalen Energierechts, 
die das vorliegende Buch vermitteln will.

 

Köln, im April 2022 Max Baumgart
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Grußwort des Direktors des EWIR

Das Energierecht ist eine überaus dynamische Materie. Stichworte wie Dekarbonisie­
rung, Dezentralisierung, Digitalisierung, Energiewende und Klimawende sind in aller 
Munde. Mit der Bedeutung des Energierechts ist das Rechtsgebiet und damit auch 
die Normenflut in den vergangenen Jahren auf EU-Ebene wie auf nationaler Ebene 
immens angewachsen. Das Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 1935 kam mit ganzen 20 
Paragraphen aus. Daran änderte sich bis zur Jahrtausendwende wenig. 2012 wurden 
aber bereits über 10.000 Energierechtsnormen gezählt. Es ist davon auszugehen, dass 
dieses exponenzielle Wachstum sich seither nicht verlangsamt hat. Der Bedeutungs- 
und Normenzuwachs hat den Beratungsbedarf auf politischer Ebene wie auf Unterneh­
mensebene in den letzten Jahren deutlich gesteigert. Es besteht eine hohe Nachfrage 
nach qualifizierten Juristinnen und Juristen mit Kenntnissen im Energierecht, der auf 
dem Arbeitsmarkt nur ein sehr schmales Angebot gegenübersteht. Energierechtler sind 
ein ebenso knappes wie begehrtes Gut.

Dieses Auseinanderfallen von Angebot und Nachfrage hat seinen Grund auch darin, 
dass die (überschaubaren) universitären Angebote zur Nachwuchsqualifizierung im 
Energierecht noch nicht in einem Maße wahrgenommen werden, das der Bedeutung 
des Rechtsgebiets in der Praxis entspricht. Die Vielfalt des Energierechts vom privaten 
Energievertragsrecht, über das öffentliche Energieregulierungsrecht bis hin zum Ener­
giekartellrecht und seine vielfältigen Verbindungen, etwa zum Datenschutzrecht und 
Umweltschutzrecht, stellen in Verbindung mit der unüberschaubaren Normenfülle und 
Dynamik des Rechtsgebiets eine Herausforderung für das Studium dar. Wer dünne 
Bretter bohren möchte, ist hier sicher falsch.

Umso wichtiger ist es, Studierenden und Referendaren einen Zugang zum Energierecht 
zu eröffnen, der es ermöglicht, sich die Grundzüge dieses Rechtsgebiets in vertrauter 
Manier anhand von juristischen Fällen zu erschließen und dadurch eine Basis zu 
schaffen, auf der junge Energierechtlerinnen und Energierechtler ihre Kenntnisse dann 
im Beruf vertiefen können. Das vorliegende Fallbuch hat sich zum Ziel gesetzt, zu 
dieser Aufgabe beizutragen. Es bietet eine praxisorientierte Grundlage für die Juristen­
ausbildung, aber auch für das Selbststudium des Energierechts, die bisher gefehlt hat. 
Herausgeber, Autorin und Autoren gebührt dafür Dank und Anerkennung und dem 
Werk ist viel Erfolg zu wünschen.

 

Köln, im Februar 2022 Torsten Körber
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Einführung

von Dr. Max Baumgart

Was ist eigentlich Energierecht? Für den Begriff des Energierechts findet sich eine 
Vielzahl von unterschiedlichen Definitionen. So wird im weitesten Sinne unter „Ener­
gierecht“ die Gesamtheit der rechtlichen Vorschriften verstanden, die Sachverhalte aus 
der Energiewirtschaft regeln. Somit handelt es sich zB bei der Anwendung von § 315 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) auf einen Sachverhalt mit Energiewirtschaftsbe­
zug – wie in Fall 4 – auch ohne ausdrückliche Bezugnahme auf spezialgesetzliche 
Vorschriften um Energierecht. Das Energierecht im engeren Sinne betrifft hingegen nur 
die Rechtsnormen, die speziell für die Energiewirtschaft erlassen wurden, zB Vorschrif­
ten aus dem Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) oder dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG).1 Ein noch engeres Verständnis will unter den Begriff des Energierechts lediglich 
das Recht der leitungsgebundenen Versorgung mit Strom, Gas und Fernwärme fassen.2 

In jedem Fall kennzeichnet das Energierecht aber ein hochkomplexes Regelungsge­
flecht, welches der Rechtsanwenderin oder dem Rechtsanwender nicht zuletzt eine 
Offenheit für die technischen, wirtschaftlichen und politischen Bezüge abverlangt.3

Die folgende Einführung soll ein erstes grundlegendes Verständnis für diese vielschich­
tige Rechtsmaterie schaffen.

Geschichtliche Entwicklung des Energierechts

Energiewirtschaft

Ein grundlegendes Verständnis für das Energierecht sollte bei seiner geschichtlichen 
Entwicklung ansetzen. Eine erste spezialgesetzliche Kodifikation fand das Energierecht 
im gerade einmal 20 Paragrafen umfassenden EnWG 1935.4 Die deutsche Energie­
wirtschaft war zu diesem Zeitpunkt durch Gebietsmonopole sowohl im Strom- als 
auch im Gassektor geprägt.5 Diese Gebietsmonopole wurden über Jahrzehnte hinweg 
durch die kartellrechtliche Freistellung von Konzessions- und Demarkationsverträgen 
abgesichert.6 Das EnWG sah bereits zu diesem frühen Zeitpunkt eine staatliche Inves­
titionsaufsicht und damit die Möglichkeit einer staatlichen Bedarfssteuerung vor. So 
waren die Energieversorgungsunternehmen (EVU) nach § 4 Abs. 1, 3 S. 1 EnWG 1935 
verpflichtet, vor dem Bau, der Erneuerung, der Erweiterung oder der Stilllegung von 
Energieanlagen Anzeige zu erstatten, um dem Staat aus Gründen des Gemeinwohls 
eine Untersagung der Vorhaben zu ermöglichen, vgl. § 4 Abs. 2 EnWG 1935. Ferner 
enthielt das Gesetz in § 6 EnWG 1935 eine Anschluss- und Versorgungspflicht. Nach 
der Vorschrift war ein EVU, das ein bestimmtes Gebiet versorgte, verpflichtet, allge­
meine Bedingungen und allgemeine Tarifpreise öffentlich bekanntzugeben und zu die­
sen Bedingungen und Tarifpreisen jedermann an sein Versorgungsnetz anzuschließen 

1 Vgl. nur Winkler/Baumgart/Ackermann, Europäisches Energierecht, 2021, S. 5.
2 Vgl. nur Pritzsche/Vacha, Energierecht, 2017, § 1 Rn. 15.
3 Danner, in: Theobald/Kühling (Hrsg.), Energierecht, 112. EL, Juni 2021, Einführung Rn. 4.
4 RGBl. 1935 I S. 1451; vgl. Pritzsche/Vacha, Energierecht, 2017, § 2 Rn. 7. Mittlerweile ist allein das EnWG auf 

mehr als das Elffache angewachsen.
5 Pritzsche/Vacha, Energierecht, 2017, § 2 Rn. 4.
6 Vgl. nur § 103 GWB 1957, BGBl. I S. 1081; Pritzsche/Vacha, Energierecht, 2017, § 2 Rn. 4, 8.
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und zu versorgen. Das EnWG 1935 galt bis 1998 weitgehend unverändert.7 Dem 
Gesetz lag bis dahin die sich im Vorwort zum EnWG 1935 manifestierte Idee zugrun­
de, dass Wettbewerb insbesondere für die Sicherheit und Preiswertigkeit der leitungs­
gebundenen Versorgung mit Strom und Gas schädlich sei. Diese Auffassung änderte 
sich erst im Wege eines durch die Europäische Union (EU) vorangetriebenen Paradig­
menwechsels zur Liberalisierung der Energiemärkte. In der Folgezeit sollten bis heute 
vier Binnenmarktpakete die mitgliedstaatlichen Energiemärkte dem Leitgedanken eines 
möglichst freien Wettbewerbs unterwerfen.

Das erste Binnenmarktpaket mit den RL 96/92/EG und RL 98/30/EG wurde mit 
dem EnWG 1998 vom 24.4.1998 umgesetzt. Mit diesem wurden die bislang staatlich 
protegierten Gebietsmonopole durch Wettbewerb auch im Energiesektor abgelöst.8 

Entflechtungsvorgaben sollten diesen Wettbewerb absichern.9 Das europäische Paket 
ließ den Mitgliedstaaten die Wahl zwischen einem sog. verhandelten und einem regu­
lierten Netzzugang.10 Der deutsche Gesetzgeber entschied sich im Grundsatz für die 
erste Option, bei der im Wege einer privatwirtschaftlichen Lösung durch Verbändever­
einbarungen einheitliche Standards definiert wurden.11 Gleichzeitig wurden auch im 
Kartellrecht mit der sechsten Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) von 1998 die der Absicherung der Gebietsmonopole dienenden Demarkations- 
und Konzessionsverträge mit Ausschließlichkeitsbindung verboten.12

Das zweite Binnenmarktpaket führte mit den sog. „Beschleunigungsrichtlinien“ 
(RL 2003/54/EG und RL 2003/55/EG) zum EnWG 2005 vom 7.7.2005 und mit die­
sem zur Entziehung der Grundlage des bis zu diesem Zeitpunkt praktizierten Systems 
des verhandelten Netzzugangs.13 Nunmehr wurden auch in Deutschland energiesek­
torspezifische Regulierungsbehörden mit umfangreichen ex-ante-Regulierungskompe­
tenzen eingeführt.14

Mit dem dritten Binnenmarktpaket folgte insbesondere die weitere Entflechtung von 
Übertragungsnetzbetreibern (ÜNB) und Fernleitungsnetzbetreibern (FNB).15 Einen 
Meilenstein stellte die Gründung der Agentur für die Zusammenarbeit der Energiere­
gulierungsbehörden (ACER) dar.16 Ihre Aufgabe besteht insbesondere in der Unterstüt­
zung der nationalen Energieregulierungsbehörden auf EU-Ebene und der Koordination 
ihrer Arbeit, wo dies erforderlich ist.17 Ihr Aufgabenkatalog wurde mit dem vierten 
Binnenmarktpaket um die Aufgabe der Vermittlung bei und der Beilegung von Mei­
nungsverschiedenheiten zwischen den einzelnen Regulierungsbehörden und der Leis­

7 So auch Pritzsche/Vacha, Energierecht, 2017, § 2 Rn. 7.
8 Pritzsche/Vacha, Energierecht, 2017, § 1 Rn. 2.
9 Art. 14 f. RL 96/92/EG; Art. 13 RL 98/30/EG; vgl. Pritzsche/Vacha, Energierecht, 2017, § 2 Rn. 35; Wink­

ler/Baumgart/Ackermann, Europäisches Energierecht, 2021, Teil II Rn. 6.
10 Vgl. Art. 3 Abs. 1 S. 2, Art. 16 ff., Erwägungsgründe 12, 34 RL 96/92/EG; Art. 14 ff., EG 24 RL 98/30/EG.
11 §§ 5 ff. EnWG 1998, BGBl. I 1998 S. 730 (731); Pritzsche/Vacha, Energierecht, 2017, § 2 Rn. 36.
12 BGBl. I 1998 S. 2521; vgl. Pritzsche/Vacha, Energierecht, 2017, § 2 Rn. 34.
13 Art. 20 RL 2003/54/EG; Art. 18 RL 2003/55/EG; Sonderregelungen für bestimmte Speicheranlagen befinden 

sich in Art. 13 RL 2003/55/EG und § 28 EnWG 2005, BGBl. 2005 I S. 1970 (1986).
14 Vgl. Art. 23 RL 2003/54/EG; Art. 25 RL 2003/55/EG; § 54 ff. EnWG 2005, BGBl. 2005 I S. 1970 (1994 f.); Pritz­

sche/Vacha, Energierecht, 2017, § 2 Rn. 49 ff.; Winkler/Baumgart/Ackermann, Europäisches Energierecht, 
2021, Teil II Rn. 7.

15 Art. 9, 14, 16 RL 2009/72/EG; Art. 9, 15, 16, 31 RL 2009/73/EG; vgl. Winkler/Baumgart/Ackermann, Europäi­
sches Energierecht, 2021, Teil II Rn. 9.

16 Siehe VO (EG) Nr. 713/2009; vgl. auch Winkler/Baumgart/Ackermann, Europäisches Energierecht, 2021, Teil 
II Rn. 9.

17 Art. 1 Abs. 2 VO (EG) Nr. 713/2009.
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tung eines Beitrags zur Festlegung gemeinsamer Regulierungs- und Aufsichtsverfahren 
von hoher Qualität erweitert.18

Das vierte Binnenmarktpaket – auch „Winterpaket“ oder „Clean Energy Package“ 
genannt – unterstrich schließlich insbesondere das Klimaschutzziel des Energierechts 
und enthielt weitere einzelne Reformen, wie etwa die Stärkung des Wettbewerbs durch 
einen schnelleren Wechsel des Stromversorgers.19

Erneuerbare Energien und Kraft-Wärme-Kopplung

Neben diesen auf den Binnenmarkt fokussierten Gesetzgebungsvorhaben wird und 
wurde das Energierecht auch sehr stark durch die Erneuerbare-Energien-Richtlinien 
geformt und begleitet. Während Art. 3 RL 2001/77/EG den Mitgliedstaaten noch 
„nationale Richtziele“ vorschrieb, sah Art. 3 RL 2009/28/EG „verbindliche nationale 
Gesamtziele“, dh verbindliche nationale Ziele für den Gesamtanteil von Energie aus 
erneuerbaren Quellen am Bruttoendenergieverbrauch und für den Anteil von Energie 
aus erneuerbaren Quellen im Verkehrssektor vor (Art. 1 RL 2009/28/EG). RL (EU) 
2018/2001 sieht nunmehr in Art. 3 ein verbindliches Gesamtziel der Union für 2030 
vor, dh ein verbindliches Unionsziel für den Gesamtanteil von Energie aus erneuerba­
ren Quellen am Bruttoendenergieverbrauch der Union (Art. 1 RL (EU) 2018/2001). 
Ferner will die Richtlinie insbesondere mehr Markt, zB durch Ausschreibungen, schaf­
fen.20 Die Richtlinien tragen wie auf nationaler Ebene das EEG wesentlich zu einer 
gesamteuropäischen Energiewende bei.

Bis zum Inkrafttreten des EEG 2000 konnten Abnahmepflichten für Erneuerbare En­
ergien auf § 103 Abs. 5 S. 2 Nr. 3 GWB aF gestützt werden, die im Wege der Miss­
brauchsaufsicht von der Kartellbehörde durchgesetzt werden konnten. Ein Anspruch 
auf Einspeisung bestand auf der Grundlage von § 26 Abs. 2 iVm § 35 Abs. 1 GWB 
a.F.21 Daneben normierte § 2 des Stromeinspeisungsgesetzes (StrEG) ab 1990 auch 
einen ausdrücklichen Anspruch auf Abnahme und Vergütung von Strom aus erneuer­
baren Energien.22 Das StrEG differenzierte jedoch bei der Höhe der Vergütung nach 
§ 3 zwischen den einzelnen Technologien. Es förderte Strom aus Wasserkraft, Depo­
niegas und Klärgas sowie aus Produkten oder biologischen Rest- und Abfallstoffen 
der Land- und Forstwirtschaft auf der einen Seite und Strom aus Sonnenenergie und 
Windkraft auf der anderen Seite in unterschiedlichem Maße.

Seit 2000 regeln das EEG die Einspeisung von Strom aus Erneuerbaren Energien und 
das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) insbesondere die Einspeisung von Strom 
aus Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung. Anlagen zur Erzeugung von Strom aus er­
neuerbaren Energien sind deshalb besonders klimaschonend, weil bei der Stromerzeu­
gung kein Kohlenstoffdioxid ausgestoßen wird; Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung 
deshalb, weil Elektrizität und Wärme in einem gekoppelten Prozess gleichzeitig erzeugt 
werden. Das EEG wurde seither in kurzen Zeitabständen jeweils umfassend novelliert. 
Während das EEG 2000 noch – in weiten Teilen ähnlich dem StrEG – eine festgelegte, 

18 Art. 1 Abs. 2 VO (EU) 2019/942.
19 Vgl. Art. 12 Abs. 1 RL (EU) 2019/944; Winkler/Baumgart/Ackermann, Europäisches Energierecht, 2021, Teil II 

Rn. 10 ff.
20 Vgl. Erwägungsgrund 19 und Art. 4 RL (EU) 2018/2001.
21 Vgl. BGH Urt. v. 6.10.1992 – KZR 10/91 = NJW 1993, 396 – Stromeinspeisung; ausführlich Herrmann, in: 

Büdenbender/Kühne (Hrsg.), FS Baur, 2002, S. 153 (158 f.).
22 BGBl. 1990 I S. 2633.

Einführung

Baumgart 21

6

7

8

9


